
gemalt. Optisch macht das keinen großen
Unterschied, jedenfalls von weitem.

Wer mit Albert Schett vom Hamburger
Denkmalschutzamt an den historischen
Back steingebäuden am Dulsberg vorbei-
spa ziert, dem wird der Unterschied zwi-
schen gedämmten und ungedämmten
Häusern sogar akustisch vorgeführt. „Hö-
ren Sie mal“, sagt Schett und pocht gegen
die Fassaden, die neuerdings aus einer
mit Backstein-Imitat beklebten Dämm-
schicht bestehen: „Klingt ganz hohl.“
Doch was tut man nicht alles, um ein paar
Liter Heizöl zu sparen.

Das Problem sind jetzt nur noch die
Menschen, die in den thermo-isolierten
Häusern wohnen und ein „mangelhaftes
Lüftungsverhalten“ an den Tag legen, wie
es in einer Broschüre des Bundesbaumi-
nisteriums heißt. Dass jede Isolierung das
Raumklima verändert, wird leider allzu
oft vergessen. Und so breitet sich Schim-
mel aus an Stellen, an denen man es nie
erwartet hätte: im Rollokasten, hinter der
Heizung, unter der Fensterbank.

Sobald tragendes Gebälk vom Pilz
durchdrungen ist, muss das Haus aufge-
geben werden, zumal die Dämmplatten
mit der Zeit immer feuchter werden.
„Das ist dann so, als würden wir bei Kälte
einen klatschnassen Pullover tragen“, be-
schreibt ein Baufachmann die Lage. „Ja,
wir dämmen wie die Weltmeister“, sagt
Boris Palmer, Grünen-Oberbürgermeister
von Tübingen, „und, ja, wir verschandeln
unseren Gebäudebestand ganz bewusst.“

Was tun?
Es wäre gut, würden wir unsere Gewiss-
heiten ab und zu einem Realitäts-Check
unterziehen. Falls sich herausstellt, dass
wir uns geirrt haben, spricht nichts dage-
gen, einen Schritt zurückzugehen und es
anders zu versuchen. Ein Dosenpfand,
das ausgerechnet die umweltfreundlichen
Mehrwegflaschen aus dem Handel drängt,
sollte grundlegend reformiert werden,
ebenso die Förderung der ineffizienten
Solarenergie, die eine oder andere
Dämmvorschrift und der gelbe Sack.

Niemand sollte gezwungen werden, sich
giftige Quecksilberleuchten ins Haus zu ho-
len. Es ist unvernünftig, weitere Atomkraft-
werke abzuschalten, wenn wir dadurch von
Atomstrom-Importen aus Frankreich ab-
hängig werden. Und solange eine einmal
verwendete Papiertüte eine schlechtere
Ökobilanz aufweist als eine Plastiktüte, soll-
ten grüne Sittenpolizisten noch einmal dar -
über nachdenken, ob es wirklich der Kunst-
stoffbeutel ist, den sie verbieten wollen.

Wer im Bioladen einkauft, sich vegan
ernährt oder ein Elektroauto fährt, kann
das gern tun. Daraus die Berechtigung ab-
zuleiten, man dürfe anderen Leuten ei ne
Lektion in ökologisch korrekter Lebens-
führung erteilen, ist indes nicht angebracht.
Die Dinge sind manchmal komplizierter,
als sie auf den ersten Blick zu sein scheinen.

Hans Richter lädt Besucher gerade-
zu ein, ihn in puncto Modernität
und Effizienz zu unterschätzen.

Das Büro des Stuttgarter Oberstaatsan-
walts ist vollgestellt mit Regalen, Schrän-
ken und einem Schreibtisch, der mit An-
bauten gleich mehrfach verlängert wurde.
Darauf liegen Papierstapel, Mappen und
Bücher, eine Ordnung ist wohl nur für
Richter selbst erkennbar. 64 Jahre alt ist
Richter, er leitet die größte Abteilung für
Wirtschaftsstrafsachen in
Deutschland und ermit-
telt seit mehr als zwei
Jahren gegen die einstigen
Porsche-Manager Wen de -
lin Wiedeking und Hol-
ger Härter.

Drei Ermittlungen
muss te er schon einstel-
len: wegen des Verdachts
der Marktmanipulation
durch Aktiengeschäfte,
wegen des Verstoßes ge-
gen Insider-Regeln und
 wegen einer verspäteten
Börsenmeldung. Doch
jetzt hat der Oberstaats-
anwalt Anklage erhoben
gegen den einstigen Por-
sche-Finanzchef Härter,
einen ehemaligen und ei-
nen noch bei Porsche be-
schäftigten Finanzmana-
ger. Kreditbetrug sollen
die drei begangen und dem Unternehmen
mit falschen Angaben ein Darlehen über
500 Millionen Euro erschlichen haben. 

Oberstaatsanwalt Richter hat sich in
alle Verästelungen der Übernahme-
schlacht Porsche-VW hineingearbeitet,
bei der der kleine Sportwagenbauer zu-
erst den großen Weltkonzern schlucken
wollte und dann selbst zur Beute wurde.
Beim Punkt Kreditbetrug zeigt Richter,
wie penibel er nach Spuren sucht.

In mehreren hundert Aktenordnern,
welche die Staatsanwaltschaft beschlag-
nahmte, fand sich auch ein Schreiben der
französischen Großbank BNP Paribas
vom 19. März 2009. Darin fragte das Insti-
tut an, ob verschiedene Informationen zur
wirtschaftlichen Lage von Porsche korrekt

seien. Sie waren die Voraussetzung für ei-
nen 500-Millionen-Euro-Kredit der BNP.

Porsche war zu dieser Zeit in aller-
höchster Not. Wenige Tage später, am 24.
März, lief ein 10-Milliarden-Euro-Kredit
aus. Sollten die Stuttgarter keine neuen
Kredite erhalten, drohte der Konkurs. Ein
Finanzinstitut gewährte Porsche erst ei-
nen neuen Kredit, nachdem der damalige
Chef Wiedeking angeboten hatte, mit sei-
nem Privatvermögen zu haften. 

Vor diesem Hintergrund liegt der Ver-
dacht nicht fern, dass Porsche den Banken
geschönte Zahlen präsentiert habe, um
an frisches Geld zu kommen. BNP wollte
sich von Porsche unter anderem bestäti-
gen lassen, dass der Sportwagenhersteller
bei seinen damaligen Optionsgeschäften
mit VW-Aktien einen Nettokaufpreis von
70 Euro je Aktie vereinbart habe. Dar aus
errechnete sich allein für diese Geschäfte
ein Kreditbedarf von 4,1 Milliarden Euro.
Finanzvorstand Härter bestätigte dies
durch seine Unterschrift.

Oberstaatsanwalt Richter untersuchte
die Optionsgeschäfte von Porsche und
kam zu dem Ergebnis, der Kaufpreis der

Aktien habe bei 93 Euro
gelegen, der Kreditbe-
darf hochgerechnet bei
5,5 Milliarden Euro. Här-
ter und seine beiden Mit-
arbeiter hätten die BNP
demnach getäuscht.

Härters Anwältin Anne
Wehnert hat das Gutach-
ten eines renommierten
Experten eingeholt. Er
kommt zu dem Ergebnis,
dass 93 Euro allenfalls
eine Art theoretischer
Bruttokaufpreis gewesen
seien. Von diesem müss-
ten aber noch gut 20 Euro
abgezogen werden, weil
Porsche eine entsprechen-
de Prämie je Option von
der Bank erstattet bekom-
men hätte. In dem Schrei-
ben der BNP war aber
ausdrücklich der Netto-

kaufpreis genannt. Deshalb sei die Bestä-
tigung Härters korrekt gewesen.

Die Auseinandersetzung um dieses De-
tail zeigt, wie schwierig die juristische
Aufarbeitung der Übernahmeschlacht
Porsche-VW ist. Härters Verteidigerin will
nun erst einmal erreichen, dass das Land-
gericht Stuttgart die Anklage in Sachen
Kreditbetrug gar nicht annimmt. 

Die BNP hat sich übrigens nie beklagt,
sie sei falsch informiert worden. Der Kredit
wurde inzwischen zurückbezahlt, Porsche
macht weiterhin Geschäfte mit der franzö-
sischen Bank. Doch zu den juristischen Be-
sonderheiten des Kreditbetrugs zählt, dass
er auch dann strafbar ist, wenn einer Bank
gar kein Schaden entstanden ist.
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Die Anklage gegen Porsches Ex-
 Finanzvorstand zeigt: Die

juristische Aufarbeitung der alten
VW-Eroberungspläne 

birgt noch jede Menge Ärger.
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Manager Wiedeking, Härter 2007
Geschönte Zahlen?


